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Liebe Leser:innen,
auch in dieser Ausgabe des Weitwinkels befassen wir uns 
mit einem Ziel der „Agenda 2030 für nachhaltige Entwick­
lung“ der Vereinten Nationen, diesmal ist es das 16. Sustain­
able Development Goal: „Frieden, Gerechtigkeit und starke 
Institutionen“. Es sollen demnach friedliche und inklusive 
Gesellschaften im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung 
gefördert, der Zugang aller Menschen zur Justiz ermöglicht 
und effektive, rechenschaftspflichtige und inklusive Insti­
tutionen auf allen Ebenen aufgebaut werden.

Frieden ist nicht allein die Abwesenheit von Krieg und be­
waffnetem Konflikt – aber es ist eben auch deren Abwesen­
heit. Wir sind weit vom Weltfrieden entfernt. Das zeigen die 
zahlreichen, teils vergessenen und aus der öffentlichen Wahr­
nehmung verdrängten, teils jüngst wieder aufgeflammten 
Konflikte, die zuvor erreichte Entwicklungserfolge vernich­
teten: in Kamerun, Mosambik, in der DR Kongo oder in un­
mittelbarer europäischer Nachbarschaft in Bergkarabach.

Die Liste der Krisenherde ist lang. Für viele unsere Partner­
organisationen haben sie eine bedrohliche Alltäglichkeit. 
Deswegen fragen wir in diesem Weitwinkel: Was bedeutet 
Krieg und bewaffneter Konflikt in der heutigen Welt? Was 
ergibt sich daraus für die Entwicklungszusammenarbeit, 
was muss auf politischer und zivilgesellschaftlicher Ebene 
und was kann friedensbildend getan werden?

Ein Grundgerüst zum Verständnis von Krieg und Konflikt 
stellen Katharina Valjak, Maximilian Oth und Maximilian 
Brien vor. Wo Weichen für eine kohärente und verantwor­
tungsvolle, ja friedensförderliche Politik gestellt werden 
können und müssen, zeigen beispielhaft die Artikel zu Rüs­
tungs- (Jürgen Wagner), Handels- (Wolfgang Lemb), Wirt­
schafts- (Franziska Keich) und Klimapolitik (Etienne Denk).

Entwicklung und Krieg sind unversöhnliche Gegensätze. 
Wollen wir wirklich Veränderung voranbringen, ist Frieden 
und eine friedliche Gesellschaft die Grundvoraussetzung. 
Aber sind die in SDG16 genannten starken Institutionen 
tatsächlich ein Garant für Frieden, Gerechtigkeit und Ent­
wicklung? Oder sind nicht eine starke Zivilgesellschaft, 
grenzüberschreitende Kooperation und das individuelle 
Verständnis, dass Frieden und Gerechtigkeit bei einem selbst 
anfangen, genauso wichtig? So unterstreicht Godlove Dze­
bam, wie wichtig unabhängiger und dem Frieden verpflich­
teter Journalismus ist. Und Matthias Klingenberg erläutert, 
warum Friedensbildung und Versöhnungsarbeit gleichzei­
tig scheitern und doch gelingen kann.

Letztlich ist klar: Die Abwesenheit von Frieden und Men­
schenrechten und dysfunktionale staatliche Regime lähmen 
Menschen dabei, ihre Entwicklung selbstbestimmt zu ge­
stalten. Es ist eine globale Verantwortung, Politik kohärent 
zu gestalten und zivilgesellschaftliche Kräfte zu mobilisie­
ren, um präventiv, deeskalierend, aufarbeitend und stabili­
sierend auf Konflikte einzuwirken – und dies konsequent 
und mit langem Atem!

Ich wünsche Ihnen eine anregende Lektüre!

Ihre Anna Goos
Geschäftsführerin SODI
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ROLAND ZSCHÄCHNER

Militarisierung, Klimakrise und globale Ungleichheit: 
Dem Wunsch nach Frieden steht eine Realität mit 
Krisen und Kriegen entgegen. Doch die Gefahren für 
die Welt und die Menschen drängen auf Antworten, 
die eine Zukunft für alle ermöglichen.

D ie Welt ist keine friedliche. Ganz im Gegenteil. Die 
Zahl gewaltsamer Konflikte und Kriege ist hoch, eben­
so die Gefahr, dass neue hinzukommen. Bewaffnete 
Konflikte und Kriege sind – ob im Jemen, der Ukrai­

ne, in Syrien, Libyen, Kamerun oder Afghanistan – trauriger 
Alltag. Viele dieser Auseinandersetzungen sind lokal be­
grenzt, doch sind nicht wenige Kriege globale Gewaltakte. 
Mittels Drohnen können Menschen aus Zehntausenden 
Kilometern per Knopfdruck getötet werden. 

Waren die kolonialen Eroberungszüge der Beginn westlicher 
Vorherrschaft über den Globalen Süden, wird diese nun 
durch neokoloniale Strukturen aufrechterhalten und im 
Zweifel mittels militärischer Interventionen durchgesetzt. 
Der Kampf um Rohstoffe geht einher mit der Aufrüstung der 
Armeen dieser Welt. Viele dieser Armeen haben auch Atom­
waffen in ihren Beständen – 13.400 Atombomben soll es 
derzeit geben. Dies zeigt, wie gefährdet die Menschheit ist.

Millionen Menschen kennen Krieg aus eigenem trauma­
tischen Erleben, darunter auch Geflüchtete hier bei uns. Wer 
Informationen zu Kriegen sucht, hat Zugriff auf eine schier 
unerschöpfliche Auswahl an Bildern, Berichten oder Filmen. 
So scheint es, dass Krieg, Konflikte befeuernder Nationalis­
mus und Hass zur menschlichen Natur gehörten, ob wir es 
wollen oder nicht. Ein solcher Blick blendet indes aus, dass 
Kriege nicht vom Himmel fallen, sondern eine Geschichte 
haben, deren Verlauf von Menschen bestimmt ist. Und so 
ist es auch mit dem Frieden, er ist machbar.

Der Wunsch nach einer friedlichen Welt wirkt schier ver­
zweifelt angesichts vielfältiger Krisen. Eine auf Profite und 
Wachstum ausgerichtete Wirtschafts- und Produktionsweise 
führt direkt in eine Klimakrise, während der ungleich ver­
teilte Wohlstand des Nordens die erbarmungslose Ausbeu­
tung des Globalen Südens bedeutet und demokratische und 
Bürger:innenrechte durch Regierende oder reaktionäre 
Kräfte infrage gestellt werden. So unterschiedlich die Ge­
fahren sind, so stellen sie uns vor die gemeinsame Frage, 
wie die Zukunft gestaltet sein soll.

Auf allen Kontinenten finden sich Menschen zusammen, um 
diese Frage von unten zu beantworten und für eine bessere 
Welt einzutreten. Dabei scheinen die Bewegungen in ihren 
Themen, Mitteln und Wegen verschieden zu sein, doch un­
terscheiden sie sich nicht in ihrem Streben nach Gerechtig­
keit. Gerechtigkeit zwischen den Geschlechtern, für die 
Ausgebeuteten und Unterdrückten, für die Besitzlosen, Aus­
gestoßenen oder vom Klimawandel betroffenen Menschen.

Frieden ohne Gerechtigkeit kann nicht vollkommen sein. 
Gerechtigkeit bedeutet ein Leben in Würde, ohne Angst vor 
der Zukunft und im Wissen um gesellschaftliche Solidarität. 
Es verwundert daher nicht, dass die gegen Rassismus in 
den USA Demonstrierenden „No Justice, no Peace!“ skan­
dierten, denn diese Parole enthält die Hoffnung auf beides: 
Frieden und Gerechtigkeit.

ROLAND ZSCHÄCHNER ist Redakteur des Magazins WEITWINKEL und freier Journalist in Berlin.

Ohne Gerechtigkeit  
kein Frieden
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KATHARINA VALJAK , MAXIMILIAN ORTH,  
MAXIMILIAN BRIEN

Wann ist ein bewaffneter Konflikt ein Krieg? 
Um diese Frage zu beantworten, ist es notwendig, 
genaue Methoden zur Untersuchung zu haben.  
Das Heidelberger Institut für Internationale Kon­
fliktforschung (HIIK) hat dafür eine fünfstufige 
Intensitätsskala entwickelt.

Die Vermessung 
des Krieges
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K rieg gehört in der Forschung und der Praxis zu den 
umstrittenen Konzepten, ähnlich wie Demokratie 
oder Freiheit. Was zunächst einfach erscheint – ein 
Krieg wirkt erst mal als ein Konflikt mit Verletzten, 

Toten und Zerstörung – ist von Nahem und in Gänze be­
trachtet gar nicht so einfach zu erfassen. Würde man auf 
der Straße hundert Passant:innen um eine Definition bitten, 
würde man vermutlich genauso viele unterschiedliche Ant­
worten erhalten.

Die Auffassung, was einen Krieg ausmacht, ist stark von 
den Wertvorstellungen und kulturellen Prägungen der Ge­
fragten abhängig: Konstituiert der „War on Drugs“ in Süd­
amerika einen Krieg? Ist der sogenannte Drohnenkrieg im 
Nahen und Mittleren Osten ein echter Krieg? Was ist mit 
dem „Heiligen Krieg“, dem sich islamistische Gruppierun­
gen gegen vermeintlich Ungläubige verschrieben haben? 
Können Cyberangriffe als „Acts of War“ klassifiziert werden, 
auch wenn dabei unmittelbar kein Schaden für Leib und 
Leben entstanden ist?

Zwei Definitionen von Krieg
Große Fragen, deren Beantwortung aufgrund der konzeptu­
ellen Aufgeladenheit immer auch eine politische Ebene be­
inhaltet. Denn ein Krieg, Kriegsakt oder Kriegszustand 
rechtfertigt außergewöhnliche Maßnahmen, die einer Be­
völkerung aufgebürdet werden können – seien es rechtliche 
Bestimmungen zur Nutzung des Internets, erweiterte Poli­
zeibefugnisse oder der Einzug zum Militär.

Im Laufe der vergangenen Jahrzehnte gab es viele Versuche, 
das Konzept zu definieren – und bis heute besteht noch keine 
allgemeingültige Version. Aus einer klassisch völkerrechtli­
chen Sicht müssen für einen Krieg zwei Merkmale erfüllt sein:

	� Der zu benennende bewaffnete Konflikt muss zwischen 
Staaten ausgetragen werden.

	� Es muss eine Kriegserklärung vorliegen.

Alles außerhalb dieser Definition, auch beispielsweise der 
Kampf einer Staatenkoalition gegen den sogenannten Isla­
mischen Staat, würde in die Residualkategorie „Internatio­
naler bewaffneter Konflikt“ fallen – eine höchst unbefriedi­
gende Situation, wächst doch gerade der Anteil der Konflikte 
mit nicht staatlichen Akteuren seit Jahrzehnten an.

Eine oft in Deutschland benutzte, breitere Definition stammt 
von der Arbeitsgemeinschaft Kriegsursachenforschung 
(AKUF) der Universität Hamburg. Die AKUF zieht drei Merk­
male zur Bestimmung heran:

	� An den Kämpfen sind zwei oder mehr bewaffnete Streit­
kräfte beteiligt, bei denen es sich mindestens auf einer 
Seite um reguläre Streitkräfte der Regierung handelt.

	� Auf beiden Seiten muss ein Mindestmaß an zentral ge­
lenkter Organisation der Kriegführenden und des Kampfes 
gegeben sein.

	� Die bewaffneten Operationen ereignen sich mit einer ge­
wissen Kontinuität und nicht nur als gelegentliche, spon­
tane Zusammenstöße.

Auch wenn diese breite Definition unser weitläufiges Ver­
ständnis von Krieg besser abbildet, so unterscheidet sie 
letztlich auch nur zwischen den binären Ausprägungen 
„Krieg“ oder „kein Krieg“; das Differenzieren zwischen ver­
schiedenen Intensitäten beziehungsweise die Messung von 
Krieg ist damit nicht möglich.

Fünf Stufen politischer Konflikte
Wie aber misst man Krieg? Wie bestimmt man, ob ein Krieg 
eine andere Qualität hat als der nächste? Eine Möglichkeit 
besteht darin, den Kriegsbegriff an der Zahl der Opfer fest­
zumachen. Die weithin anerkannte Zahl beträgt hierbei 
1.000 Tote in einem Kalenderjahr. So beispielsweise definiert 
und gemessen vom „Correlates of War“-Projekt der Univer­
sity of Michigan oder dem schwedischen „Uppsala Conflict 
Data Program“. Doch werden rein durch die Anzahl der Ge­
töteten alle Dimensionen eines Krieges abgebildet? Ein aus­
differenziertes Messkonzept beruhend auf mehreren Indi­
katoren legt das Heidelberger Institut für Internationale 
Konfliktforschung (HIIK) vor.

Das HIIK unterscheidet politische Konflikte auf einer fünf­
stufigen Intensitätsskala: 1) Disput, 2) gewaltlose Krise,  
3) gewaltsame Krise, 4) begrenzter Krieg und 5) Krieg. Ein 
politischer Konflikt ergibt sich aus mindestens zwei ent­
gegengesetzten beteiligten Akteuren, einem erkennbaren 
Konfliktgegenstand und einzelnen Konflikt-bezogenen 
Maßnahmen.

In einer Maßnahme treffen (Teil-)Akteure außerhalb etablier­
ter Regelungsverfahren wie Gerichte, Wahlen oder Mediati­
onen aufeinander und stellen die Bedrohung einer staatli­
chen Kernfunktion oder der internationalen Ordnung in 
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Aussicht. Entscheidend ist dabei die Wahrnehmung und 
Eingestehung der Bedrohung durch eine andere Konflikt­
partei. Die Bedingungen nach AKUF-Definition sind darin 
also erfüllt. Der Ansatz ist an die Interaktionen und Struktu­
ren von Konflikten gebunden und geht somit über eine völ­
kerrechtliche Definition von mindestens zwei anerkannten 
Staaten als Rahmenakteure hinaus. Eine Kriegserklärung 
ist ebenfalls nicht immer gegeben und erforderlich.

Mittel und Folgen des Konfliktverlaufs
Von den fünf Intensitätsstufen sind drei (Stufe 3 bis 5) ge­
waltsam. Messbar sind diese Gewaltkonflikte durch berich­
tete, verifizierbare Maßnahmen. Die Messung geschieht an­
hand eines strikten Schemas mit quantitativen (Geflüchtete 
im In- und ins Ausland, Verletzte und Todesopfer sowie Per­
sonaleinsatz allgemein) und qualitativen Faktoren (Ausmaß 
der Zerstörung von Infrastrukturen sowie Art und Umfang 
der eingesetzten Waffen). Diese decken sowohl Mittel als 
auch Folgen eines gewaltsamen Konfliktverlaufs ab, der 
über die Zeit mehrfach eskalieren oder deeskalieren kann.

Durch eine Punkteskala werden die Dimensionen gewichtet 
und pro Monat im Konfliktjahr errechnet: 0 bis 2 Punkte 
insgesamt für Mittel und 0 bis 2 Punkte für Folgen. Ein „be­
grenzter Krieg“ hat 2 Punkte, kann also auch durch nur eine 
der Dimensionen erreicht werden. Ein „Krieg“ hingegen hat 
3 oder 4 Punkte. Die höchste Monatsintensität eines Kon­
flikts entspricht der Jahresintensität; diese kann aber noch 
hoch- oder heruntergestuft werden, wenn insgesamt für ein 
Jahr Schwellenwerte für Todesopfer oder Geflüchtete über­
schritten werden. Diese liegen bei 1.080 Toten (in Zusam­
menhang mit Gewalt, nicht aufgrund humanitärer oder in­
direkter Ursachen) oder 360.000 Geflüchteten für einen 
„Krieg“ und bei 360 Toten oder 18.000 Geflüchteten für einen 
„begrenzten Krieg“.

Konfliktgeschehen und -entwicklungen
Die Anzahl der vom HIIK erfassten Konflikte im Jahr 2020, 
die als „Kriege“ bezeichnet werden, lag bei 21 und die Anzahl 
der „begrenzten Kriege“ bei 19. 21 Kriege entspricht dem bis­
lang verzeichneten Höchstwert, der zuletzt 2014 beobachtet 
wurde. Zehn der Kriege und neun der begrenzten Kriege wur­
den im subsaharischen Afrika gezählt. Als begrenzter Krieg 
in Europa gelten Sezessionsbestrebungen im Donbass und 
als Krieg seit 2020 erstmals der Konflikt zwischen Armenien 
und Aserbaidschan um die Region Bergkarabach. Dieser ist 
auch der derzeit einzige zwischenstaatliche Krieg und der 
erste seit dem Höhepunkt der Gewalt zwischen Sudan und 
Südsudan 2012.

In Asien und Ozeanien werden begrenzte Kriege auf den 
Philippinen sowie in Myanmar geführt. Während auf den 
Philippinen die Aktivitäten islamistischer Terrorgruppen 
sowie der kommunistischen Partei und ihres militanten 
Arms Grund zur Aufnahme sind, werden in Myanmar ge­
waltsame Autonomiekonflikte in den Bundesstaaten Kayah 
und Karen geführt. In Amerika wurde in Brasilien eine Fort­
führung des Krieges zwischen Drogenkartellen, Milizen und 
staatlichen Einsatzkräften mit Tausenden Todesopfern so­
wie der beiden begrenzten Kriege zwischen nicht staatlichen 
Gruppen in Mexiko und Kolumbien beobachtet.

Neben der Erfassung von immer weniger zwischenstaat­
lichen Kriegen seit dem Ende des Kalten Krieges lassen 
sich weitere „Trends“ aus der politischen Konfliktforschung 
beobachten: Zum einen, dass ein (vermeintlich) demokrati­
sches System nicht vor eskalierenden Konflikten innerhalb 
oder zwischen Staaten schützt. Länder wie Nigeria, Tunesi­
en, Mexiko, Armenien und die Ukraine hatten in den ver­
gangenen Jahren freie Wahlen, trotzdem sind sie Schau­
platz hochintensiver Konflikte. Und auch Deutschland ist Gr
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Globale Übersicht: Insgesamt 359 Konflikte hat das Heidelberger Institut für Internationale Konfliktforschung in seinem Konfliktbarometer weltweit für 
das Jahr 2020 aufgeführt.
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nicht frei von gewalttätigen Konflikten, wie zahlreiche 
Übergriffe auf Einrichtungen für Asylsuchende oder der An­
schlag von Hanau im Februar 2020 zeigen, bei dem neun 
Menschen aus rassistischem Motiv ermordet wurden.

Zum anderen lassen sich Unterschiede erkennen anhand 
der betroffenen materiellen oder immateriellen Gegenstän­
de, um die gekämpft wird. Kriege um Sezession, ein Territo­
rium oder mehr Autonomie innerhalb eines Staates machen 
nur neun der gezählten aus; die überwiegende Mehrheit der 
Territorial- und Autonomiekonflikte wird auf niedrigeren 
Intensitätsniveaus und nicht unbedingt gewaltsam ausge­
tragen. Dennoch sind sie prägend und bedürfen einer detail­
lierten Analyse, da sie wie im Fall Bergkarabach oft lange 
andauern und erneut zu Gewalt führen können. Die Region 
war bereits nach der Oktoberrevolution 1917 umkämpft, der 
Konflikt eskalierte erneut nach dem Zerfall der Sowjetunion. 
Verschiedene Ressourcen spielen in 15 der 40 beobachteten 
(begrenzten) Kriege eine tragende Rolle, jedoch derzeit nicht 
in Asien/Ozeanien oder in Europa.

Transstaatliche Konflikte
In den vergangenen Jahren hat sich ferner ein Kriegstypus 
herausgebildet, der als „transstaatlich“ bezeichnet werden 
kann. Transstaatliche Konflikte über­
schreiten nationale Grenzen. Ein 
wichtiges Kriterium, um diese aus­
zumachen und von zwischen- oder 
innerstaatlichen Kriegen zu unter­
scheiden, sind Reaktionen mehrerer 
Regierungen auf einen nicht staat­
lichen (oder nur selbsternannt staat­
lichen) Akteur. Sieben transstaat­
liche Kriege wurden 2020 vom HIIK 
gemessen, darunter solche bezüglich 
Al-Schabaab, Boko Haram und ande­
ren Gruppierungen, die dem Islami­
schen Staat nahe stehen, aber auch der 2020 eskalierte 
Krieg in der Tigray-Region in Äthiopien.

Vielen der in der Öffentlichkeit als Bürgerkriege bekannten 
Gewaltkonflikte ist gemein, dass sie inner- oder substaat­
lich ablaufen: Das bedeutet, sie richten sich gegen die Re­
gierung des eigenen Landes oder laufen zwischen konkur­
rierenden nicht staatlichen Gruppen ab, meist um regionale 
oder kulturelle Vorherrschaft. Innerstaatliche Konflikte ma­
chen den häufigsten Typus der vom HIIK gemessenen Krie­
ge 2020 aus, nämlich 14 begrenzte Kriege und 11 Kriege. Se­
zessionsbestrebungen zählen definitorisch dazu, es gibt 
indes auch Kriege um rein politische oder ideologische 
Machtwechsel, die auch als Oppositionskonflikte bezeich­
net werden. Ursachen liegen oft in ethnisch-religiösen Dis­

paritäten und fehlenden Mitbestimmungsrechten, in kom­
munalen Spannungen und Rivalitäten, aber auch im 
Einfluss von Milizen oder kriminellen Organisationen. So 
unterschiedlich die Gründe, so divers sind auch die konkre­
ten Erscheinungsformen dieser Konflikte.

Vielschichtige Konstellationen
Ein in westlichen Medien wenig erwähnter, aber hochin­
tensiver und für die Zivilbevölkerung dramatischer Bürger­
krieg schwelt seit Jahren im Jemen und kann nach mehre­
ren Faktoren eingeordnet werden: Er wird transstaatlich 
geführt und dreht sich um innere Machtansprüche, vor al­
lem der Al-Houthi-Bewegung, die durch andere Staaten be­
kämpft wird. Die Al-Houthi-Milizen radikalisierten sich seit 
den 2000er-Jahren und erklärten sich 2015 nach der Über­
nahme der Hauptstadt durch ein vermeintlich vom Iran un­
terstütztes „Revolutionskomitee“ zum Machthaber.

Der Houthi-Miliz steht die von einer US-saudischen-Militär­
allianz unterstützte und international anerkannte Regierung 
um Abed Rabbo Mansur Hadi gegenüber. In Auseinander­
setzungen der Militärallianz gegen die Miliz kommen nach 
wie vor Luftangriffe und Raketen zum Einsatz, oft mit zivi­
len Opfern. Vermittlungsversuche der UNO verliefen bisher 

mäßig erfolgreich; das Amt der Ver­
einten Nationen für die Koordinie­
rung humanitärer Angelegenheiten 
schätzte zuletzt im Dezember 2020, 
dass es insgesamt bereits 230.000 Tote 
durch den Bürgerkrieg im Jemen gab.

Der Fokus auf Akteure verschiedener 
Ebenen zeigt sich besonders in den 
vielschichtigen Konstellationen La­
teinamerikas wie etwa in Mexiko: 
Obwohl nur lose organisiert, sind 
zwei hochintensive Konflikte zu un­

terscheiden: zum einen zwischen der Regierung, Bürger­
wehren und Kartellen, zum anderen zwischen den Kartel­
len und paramilitärischen Gruppierungen untereinander. 
Das Erfassen und Unterscheiden dieser beiden Konflikte ist 
nicht immer klar möglich, da Vernetzung hierbei eine große 
Rolle spielt und das Verschwindenlassen oder Morde im 
Untergrund geschehen, sodass sie für die Forschung oder 
Weltöffentlichkeit schwer zu beobachten und zu summie­
ren sind.

Kriege haben sehr unterschiedliche Bedingungen und ein­
zigartige historische Gegebenheiten, die Aufteilung nach 
Akteuren, Gegenständen des Konflikts und Einteilung nach 
Intensitäten aber schafft Vergleichbarkeit.

KATHARINA VALJAK hat Politikwissenschaft im Bachelor und Friedenswissenschaften sowie Internationale Beziehungen im Doppelmaster studiert. 
Seit 2020 ist sie als Leiterin des Methodikgremiums Vorstandsmitglied des Heidelberger Instituts für Internationale Konfliktforschung (HIIK).

MAXIMILIAN ORTH studiert im Master Security Risk Management an der Universität Kopenhagen und war 2020 HIIK-Vorstandsmitglied als Leiter des 
Kommunikationsgremiums.

MAXIMILIAN BRIEN hat Politische Ökonomik an der Universität Heidelberg studiert und ist HIIK-Vorstandsmitglied und Co-Chefredakteur des Konflikt
barometers 2020.Gr
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schiedliche Bedingungen und 

einzigartige historische 
Gegebenheiten, die Aufteilung 
nach Akteuren, Gegenständen 

des Konflikts und Einteilung 
nach Intensitäten aber schafft 
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JÜRGEN WAGNER

Deutschland rüstet auf. Dies betrifft nicht nur die 
Bundeswehr, die immer neue Milliarden erhält, um 
sich an weltweiten Kriegen zu beteiligen. Die Bun­
desrepublik gehört auch zu den größten globalen 
Waffenexporteuren – und sorgt damit für eine Welt 
in Unsicherheit.

Frieden 
schaffen mit 

mehr Waffen?
RÜSTUNG ALS KRIEGSURSACHE Fo
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M ilitär, Rüstung und Krieg hängen auf verschiedene 
Art und Weise miteinander zusammen: Hier werden 
nicht nur immense Ressourcen verschleudert, die 
anderweitig weitaus dringender benötigt werden. 

Vielmehr ist die Rüstungswirtschaft auch direkt für die Es­
kalation von Konflikten verantwortlich, sowohl durch ihre 
Exporttätigkeit als auch dadurch, dass die von ihr produ­
zierten Waffen der Aufrechterhaltung von Verhältnissen 
dienen, die ihrerseits wiederum Armut und Kriege fördern.

Rüstungsindustrie und Machtpolitik
Auf politischer Ebene hat sich leider die Überzeugung tief in 
die Köpfe der Entscheidungsträger:innen eingebrannt, dass 
nur ein möglichst schlagkräftiger Militärapparat es erlaubt, 
weltpolitischen Einfluss ausüben zu können. Erich Vad, der 
über viele Jahre als engster militärpolitischer Berater von 
Bundeskanzlerin Angela Merkel fungierte, fasste diesen Ge­
dankengang mit folgenden Worten zusammen: „Auch wenn 
der Einsatz von Militär und Gewalt eine Ultima Ratio des 
politischen Handelns bleibt, scheint das Vorhalten modern 
ausgerüsteter Streitkräfte (…) unumgänglich zu sein, um als 
politischer Akteur auf der internationalen Bühne ernst ge­
nommen zu werden.“

Aus diesem Blickwinkel wird die Existenz einer „gut“ aufge­
stellten Rüstungsindustrie zu einer elementaren machtpo­
litischen Frage, wie Vad weiter ausführt: „Aber braucht es 
dazu unbedingt eine nationale Rüstungsindustrie? (…) Der 
eigene sicherheitspolitische Handlungsspielraum ist ohne 
eine nationale Rüstungsindustrie mit Kernkompetenzen und 
nationalen Schlüsseltechnologien stark eingeengt. (…) In 
letzter Konsequenz würde man als internationaler sicher­
heitspolitischer Akteur nicht ernst genommen.“

Entsprechend hat es sich die Politik zur Aufgabe gemacht, 
die deutschen Rüstungsunternehmen systematisch zu 
stärken. So betont das im Februar 2020 veröffentlichte Stra­
tegiepapier der Bundesregierung zur Stärkung der Sicher­
heits- und Verteidigungsindustrie: „Industrielle Kernfähig­
keiten und strategisch relevante Entwicklungskapazitäten 
sind am Standort Deutschland und EU zu erhalten und zu 
fördern.“

Export von Rüstung und Krieg
Um der Industrie unter die Arme zu greifen, wird in diesem 
Strategiepapier ein ganzes Bündel von Maßnahmen vorge­
schlagen. Vor allem gehe es aber darum, „Exporte politisch 
flankieren“ zu wollen, denn sie seien „im sicherheits- und 
verteidigungspolitischen Interesse Deutschlands“.

Nach vorherrschender Auffassung lassen sich nur über Ex­
porte die Stückzahlen erzielen, die ein Überleben der Branche 
garantieren, der heimische Markt ist dafür schlicht zu klein. 
Tom Enders etwa, bis 2019 Chef des Rüstungsgiganten Airbus, 
gab an: „Wie will Europa global mithalten, wenn wir weiter 
wichtige Ressourcen damit verschwenden, vieles doppelt 
und dreifach zu entwickeln, während gemeinsame Projekte 
beispielsweise durch nationale Exportrichtlinien ausge­
bremst werden? Das ist die Gretchenfrage für die Zukunft 
der europäischen Rüstungsindustrie: Ohne die Fähigkeit 
zum Export werden Großprogramme – wie etwa das euro­
päische Luftkampfsystem FCAS – nicht die Stückzahlen er­
reichen, um zu wettbewerbsfähigen Kosten zu produzieren.“

Aufgrund der machtpolitischen Bedeutung, die der Rüstungs­
industrie beigemessen wird, existiert ein politisches Inter­
esse, Exportrichtlinien möglichst weitmaschig zu stricken. 

Aufgrund der macht
politischen Bedeutung, die 

der Rüstungsindustrie 
beigemessen wird, existiert 

ein politisches Interesse, 
Exportrichtlinien möglichst 

weitmaschig zu stricken.
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Implizit wird dies zum Beispiel auch von Verteidigungs­
ministerin Annegret Kramp-Karrenbauer eingeräumt: „Wer 
(…) Exporte um jeden Preis verhindern will, muss ehrlich sa­
gen, dass er diese Industrie grundsätzlich in Deutschland 
nicht will.“

Dementsprechend wachsen die deutschen Rüstungsexpor­
te seit Jahren an. Laut den am 15. März 2021 veröffentlichten 
Zahlen des Stockholmer Friedensforschungsinstituts SIPRI 
ist Deutschland der viertgrößte Waffenexporteur und stei­
gerte seine Ausfuhren gegenüber dem vorherigen Zeitraum 
um 21 Prozent. Diese Waffenlieferungen haben in vielerlei 
Hinsicht fatale Auswirkungen.

Selbst das Europäische Parlament stellte in einer Entschlie­
ßung fest, „dass die Ausfuhr und Verbringung von Waffen 
eine unbestreitbare Auswirkung auf die Menschenrechte 
und die Sicherheit von Menschen, die sozioökonomische 
Entwicklung und die Demokratie haben; in der Erwägung, 
dass mit Waffenausfuhren auch zur Schaffung von Umstän­
den beigetragen wird, die Menschen zur Flucht aus ihren 
Heimatländern zwingen, und dass es Gründe gibt, ein strik­
tes, transparentes, wirksames und allgemein anerkanntes 
und festgelegtes Waffenkontrollsystem einzuführen.“

Milliarden für die Rüstung
Neben Rüstungsexporten ist die Steigerung der Militäraus­
gaben und des Investitionsanteils das zweite zentrale Ele­
ment zur Stärkung der rüstungsindustriellen Basis. Seit 
Jahren wird dabei das völlig schiefe Bild einer angeblich 
chronischen Unterfinanzierung der Bundeswehr bemüht: 

„Wir haben uns in den vergangenen 20 Jahren regelrecht 
kaputtgespart“, beklagte sich etwa Bundeswehr-Generalins­
pekteur Eberhard Zorn. Tatsächlich stieg der Militärhaus­
halt im fraglichen Zeitraum von 24,3 Milliarden Euro (2000) 
über 32,5 (2014) und 38,5 (2018) auf 46,9 Milliarden Euro 
(2021) sprunghaft an. Selbst inflationsbereinigt handelt es 
sich hier um einen Anstieg um mehr als 40 Prozent.

Für das kommende Jahr sehen die Ende März 2021 vorge­
legten Eckwerte des Bundeshaushaltes eine nochmalige 
Erhöhung auf 49,3 Milliarden Euro vor. Doch das Verteidi­
gungsministerium kalkuliert laut der internen Finanzbe­
darfsanalyse 2022 mit noch einmal ganz anderen Zahlen. 
Es sieht für 2022 einen Bedarf von 53,1 Milliarden Euro, der 
sich schrittweise bis 2025 auf 61,5 Milliarden Euro erhöht.

Außerdem werden immer mehr Militärausgaben in andere 
Haushalte verlagert, um so deren tatsächliche Höhe zu ka­
schieren. Trauriger Höhepunkt dessen ist bislang das Posi­
tionspapier „Gedanken zur Bundeswehr der Zukunft“ des 
Bundesverteidigungsministeriums vom 9. Februar 2021, in 
dem gefordert wurde, milliardenteure Rüstungsgroßprojekte 
aufgrund ihrer industriepolitischen Bedeutung aus dem 
Verteidigungsbudget in den allgemeinen Haushalt zu ver­
schieben.

Der hohe Finanzbedarf der Bundeswehr wird nicht zuletzt 
mit einer „Wiederkehr der Konkurrenz großer Mächte“ be­
gründet, die Ursula von der Leyen noch in ihrer Zeit als Ver­
teidigungsministerin als das „herausstechende Merkmal“ 
der heutigen Zeit bezeichnete. Um sich hierfür vor allem mit 
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Blick auf Russland buchstäblich zu rüsten, wurde im Juni 
2018 mit der „Konzeption der Bundeswehr“ beschlossen, bis 
2027 wieder eine voll ausgerüstete – und damit kostspielige – 
Division (15 – 20.000 Soldat:innen) und bis 2032 drei Divisio­
nen in die NATO einzuspeisen. Auch der Gesamtumfang soll 
von aktuell circa 180.000 auf 203.000 Soldat:innen im Jahr 
2027 ansteigen. So wird weiter an einer Eskalationsspirale 
gedreht, die die Gefahr birgt, außer Kontrolle zu geraten. 
Parallel dazu gelten aber Militäreinsätze im Globalen Süden 
laut Konzeption der Bundeswehr weiterhin als „gleichran­
gige Aufgabe“, für die ebenfalls entsprechend Gelder und 
Ausrüstung zur Verfügung stehen müssten.

Armut und Krieg
Mit dem – vermeintlichen – Ende des Kalten Krieges An­
fang der 1990er-Jahre musste sich das westliche Militär 
eine neue Aufgabe suchen, die es rasch fand. Nun gehe es für 
die NATO darum, als „Schutzmacht der Globalisierung“ für 
„Sicherheit und Stabilität“ zu sorgen, brachte 2008 der dama­
lige Koordinator für Außen- und Sicherheitspolitik der 
Konrad-Adenauer-Stiftung und heutige Vizepräsident der 
Bundesakademie für Sicherheitspolitik, Patrick Keller, das 
neue Aufgabenprofil in einem Aufsatz für das NATO-Vertei­
digungskolleg auf den Punkt. Tatsächlich geht es etwas 
weniger nobel ausgedrückt vor allem darum, den Bestand 
der Weltwirtschaftsordnung mitsamt den in sie einge­
schriebenen Macht-, Hierarchie- und Ausbeutungsverhält­
nisse zu garantieren.

Dazu gehörten der „Schutz“ – sprich: die Kontrolle – wesent­
licher Rohstoffvorkommen und Handelswege, aber auch 

sehr viel grundlegendere Erwägungen: Denn die vom neo­
liberalen Weltwirtschaftssystem ausgehende Verarmung 
weiter Teile der Weltbevölkerung gilt in der Kriegsursa­
chenforschung als wesentlicher Faktor dafür, dass Konflikte 
gewaltsam eskalieren und Bürgerkriege ausbrechen. Solan­
ge aber kaum Bereitschaft besteht, an den zugrundeliegen­
den wirtschaftlichen Ursachen etwas zu ändern, wird es 
aus westlicher Sicht zwangsläufig immer wieder erforder­
lich sein, auf das Militär zurückzugreifen, um den Dampf­
kessel der Globalisierungskonflikte notdürftig militärisch 
zu kontrollieren.

Neben der Rüstung für Großmachtkonflikte verschlingt 
auch dies enorme Ressourcen – die NATO-Militärausgaben 
beliefen sich im Jahr 2020 auf 1.100 Milliarden US-Dollar. 
Würde dieses Geld in die Armutsreduzierung investiert, 
wäre dies ein weitaus sinnvollerer Beitrag zum Frieden in 
der Welt.

Bereits 2004 fasste die Politikprofessorin Birgit Mahnkopf 
die dahinterstehenden Überlegungen folgendermaßen zu­
sammen: „Mit der Erweiterung des Sicherheitsbegriffs (…) 
wurde der Nord-Süd-Konflikt, der zweifellos viel mit fehlen­
der globaler Gerechtigkeit und wachsender globaler Un­
gleichheit der Lebenschancen zu tun hat, als ein ‚globales 
Sicherheitsproblem‘ reininterpretiert. (…) Die Mächte der 
kapitalistischen Ordnung versuchen die Unordnung, die in 
der Reproduktionsstruktur des globalen Systems vor allem 
durch die Ökonomie erzeugt und durch den Markt externa­
lisiert wird, unter Einsatz politischer und militärischer 
Macht zu beseitigen.“

JÜRGEN WAGNER ist Politikwissenschaftler und geschäftsführendes Vorstandsmitglied der Tübinger 
Informationsstelle Militarisierung.Fo
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J ournalismus für den Frieden ist eines der wichtigs­
ten Dinge, die eine Gesellschaft haben sollte. Fehlt 
nämlich Frieden, zerfällt alles, weil das Zentrum 
nicht gehalten werden kann, so wie der nigerianische 

Autor Chinua Achebe es ausdrückte. Wenn wir über Journa­
lismus für den Frieden sprechen, geht es um die Stärkung 
der Medienstrukturen, die Ermächtigung der Gesellschaft 
und der Menschen, die sich für den Frieden einsetzen.

Einige würden sagen: Es geht um Nachdenken, bevor wir et­
was anklicken, und es muss reflektiert werden, was dabei 
herauskommt. Die erste reflektierende Frage, die Journa­
list:innen bei einer Reportage beschäftigen sollte, ist, warum 
er oder sie über die betreffende Geschichte berichtet. Wenn 
rundum gemordet wird oder Geflüchtete im Mittelmeer er­
trinken und sie aus den Tausenden Fotos ein bestimmtes 
auswählen, sollten sie sich fragen, warum es gerade dieses 
Foto sein soll.

Die Augen nicht vor der Wahrheit verschließen
Wenn es dazu dient, wütende Menschen noch wütender zu 
machen, dann geht es nicht um Frieden, sondern eher um 
„Kriegsjournalismus“. Journalismus für den Frieden bedeu­
tet indes nicht, dass wir der Wahrheit gegenüber blind sind 
und dem Geschehen nicht objektiv gegenüberstehen. Es 
geht darum, dass wir das Geschehen korrekt wiedergeben 
und angemessen beschreiben.

Ein Beispiel dafür ist das Cameroon Community Media Net­
work, eine Gruppe von Journalist:innen in Kamerun, die sich 
für den Frieden einsetzt. Im Moment arbeiten wir gemeinsam 
mit SODI an einem Projekt mit dem Namen „Community 
Journalism“. Im Zentrum steht der Frieden, weil wir uns da­
rum kümmern, wie Journalist:innen in Krisensituationen 
ihre Stimme als Friedensvermittler:innen einsetzen können. 
Eine weitere Frage ist, wie Journalist:innen ihrer Arbeit sicher 
nachgehen können, ohne dabei die Augen vor der Wahrheit 
verschließen zu müssen.

Journalist:innen sind sehr wichtig beim Einsatz für den 
Frieden. Schaut man auf die vielen Krisen in der Welt, spie­
len sie bei der Eskalation oder auch bei der Deeskalation 
eine entscheidende Rolle. Ich möchte an den Fall Ruanda 
erinnern. Es war ein Journalist, der im Radio eine ethnische 
Gruppe als „Kakerlaken“ bezeichnete; die Folge waren eine 
Million Tote in 100 Tagen. Das zeigt, wie mächtig unsere 
Stimme sein kann, insbesondere, wenn Journalist:innen in 
ihrer Gemeinschaft zu Millionen Menschen sprechen.

Journalist:innen können in ihren Communities Friedens­
vermittler:innen sein. Es ist dabei notwendig, dass sie zu 
Fragen der Entwicklung und des Friedens berichten und 
dass ihre Berichterstattung auf lösungsorientierte Maßnah­
men ausgerichtet ist. So gewinnen Journalist:innen bei ih­
rem Einsatz für den Frieden die Oberhand. Fo
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GODLOVE DZEBAM

Journalist:innen kommt eine wichtige Aufgabe zu: 
Sie müssen über ihre Gesellschaft korrekt berichten 
und Probleme angemessen einordnen. Das gilt vor 
allem bei den Themen, die die Menschen beschäfti­
gen. So können sie einen wichtigen Beitrag für den 
Frieden leisten. 

Die Gemeinsamkeit im Fokus: Fotoarbeit im Rahmen des internationalen Austauschs zwischen den Filmkollektiven Draufsicht Bamenda (Kamerun) und 
Draufsicht Berlin.

Der Wahrheit und dem 
Frieden verpflichtet
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Jobaussichten für junge Menschen
Wichtige Themen der Berichterstattung sind beispielsweise 
Entwicklungs- und Menschenrechtsfragen. Wenn diese 
nicht angesprochen werden, kann dies dazu beitragen, dass 
eine Gemeinschaft kollabiert, was später schnell zu einer 
Explosion führen kann. Denn das Fehlen von Arbeitsplätzen, 
Gesundheitsversorgung und Straßennetzen sind negative 
Indikatoren für den Frieden, die auf zukünftige Kriege hin­
deuten können. Journalist:innen stehen mit ihrem Mikro­
fon bei der Frage des Friedens im Zentrum des Geschehens 
einer Gesellschaft.

Für eine globale Zivilgesellschaft, die sich für Frieden ein­
setzt, ist vor allem die Definition von Frieden herausfor­
dernd. Sie fällt in verschiedenen 
Teilen der Welt bei verschiedenen 
Menschen unterschiedlich aus. 
Menschen in der westlichen Welt 
dürften, wenn sie Frieden meinen, 
sich eher auf die Achtsamkeit kon­
zentrieren, etwa auf ein inneres 
Gefühl in Bezug auf Klimagerech­
tigkeit. Die Perspektive der Menschen im Globalen Süden 
auf Frieden könnte hingegen die Fragen betreffen, welche 
Jobaussichten junge Menschen haben oder ob die poli­
tischen Strukturen demokratisiert werden. Das sind nur ei­
nige der weltweiten Unterschiede.

Zum anderen ist die Welt multikulturell und hat verschie­
dene Formen des Wissens. Bei diesen Unterschieden im 
Wissen, in den Erfahrungen und der Weltanschauung ist es 
schwierig, bei einem Thema ein gemeinsames Verständnis 

herzustellen. Das Schöne ist jedoch die allgemeine Sehn­
sucht nach emotionaler und physischer Sicherheit, wenn 
von Frieden die Rede ist. Das sage ich als Friedenstrainer, 
der mit Menschen aus mehr als 30 Ländern zusammenge­
arbeitet hat.

Möglichkeiten durch die Pandemie
Es ist daher wichtig, dass es einen gemeinsamen Stand­
punkt gibt, der die Welt zusammenführt. Dies ist einer, der 
auch die Zivilgesellschaft und Friedensjournalist:innen in 
aller Welt dazu bringt, innezuhalten und sich auf diese Ge­
meinsamkeit zu konzentrieren, anstatt auf die Unterschie­
de zwischen den Kulturen zu schauen. 

Ich möchte die Coronapandemie 
hervorheben, weil sie die Welt in 
einem gemeinsamen Raum zusam­
mengebracht hat, mit all den Video­
konferenzen, Webinaren, Online-
Veranstaltungen rund um den 
Globus. Das ist tatsächlich in dem 
Sinne hilfreich, als sich so in ver­

schiedenen Teilen der Welt neue Fenster öffnen, ohne dafür 
reisen zu müssen. 

Es ist insofern ein Grund zur Freude, dass wir als Menschen 
der Mutter Erde mit der Entwicklung neuer Technologien 
und verschiedener Formen von Wissen unsere Energie dazu 
nutzen können, Institutionen aufzubauen, die den Frieden 
fördern – durch Journalismus oder 
Landwirtschaft, um nur einige zu 
nennen.
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Journalist:innen stehen mit 
ihrem Mikrofon bei der Frage 
des Friedens im Zentrum des 

Geschehens einer Gesellschaft.
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E s gibt kaum etwas Frustrierenderes als Friedensbil­
dung. Es gibt kaum etwas Erfüllenderes als Friedens­
bildung. Es mag paradox klingen, aber beide Sätze 
sind wahr, wie ein Projekt zur gemeinsamen Erinne­

rung in der Türkei und Armenien zeigt. Von 2008 bis 2016 
war ich verantwortlich für ein Versöhnungs- oder besser ge­
sagt Dialogprojekt zwischen jungen Türk:innen und Armeni­
er:innen, das mit Mitteln des Auswärtigen Amtes von einer 
großen deutschen Nichtregierungsorganisation umgesetzt 
wurde.

Vor dem Beginn des Projekts organisierten wir im Oktober 
2008 einen Workshop mit je vier Expert:innen und Vertre­
ter:innen von NGOs aus der Türkei und Armenien. Wichtig 
war dabei, die Situation besser zu verstehen und Ideen zu 
sammeln. So entstanden zwei Projektideen, die Elemente 
von Erwachsenenbildung, Versöhnungsarbeit, friedlicher 
Konfliktbewältigung, Geschichtsaufarbeitung, Stärkung der 
Zivilgesellschaft, aktiver Bürger:innenschaft und Demokra­
tisierung miteinander verbanden: ein Sommerlager für junge 
Erwachsene und Jugendliche sowie Zeitzeug:innenarbeit 
unter dem Titel: „Zusammen Erinnern: Augenblicke gemein­
samer Geschichtswahrnehmung bei Türken und Armeniern“.

Perfektes Timing
Beide Vorhaben waren eng miteinander verknüpft. Das 
Sommerlager im Oktober 2009 im nordarmenischen Dilijan 
diente dazu, die Jugendlichen in Theorie und Praxis auf die 
Zeitzeug:innenarbeit vorzubereiten und stand unter dem 
Motto „Was ist eigentlich Oral History?“. 

Das Timing des Sommerlagers war perfekt, da zur selben Zeit 
die türkische und die armenische Regierung in der Schweiz 
verhandelten und zwei Protokolle zur Aufnahme und Ent­
wicklung diplomatischer Beziehungen ratifiziert wurden. 

Nach dem Sommerlager wurden in beiden Ländern die Zeit­
zeug:innen von nun geschulten Student:innen interviewt.

Das zweite Sommerlager fand in der türkischen Stadt Anta­
kya statt. Zuvor hatten wir festgestellt, dass die Studieren­
den eine intensivere Rolle spielen wollten und konnten. Die 
Teilnehmer:innen wurden daher angeleitet, selbst Ideen zu 
entwickeln, Projekte zu planen und umzusetzen. So ent­
standen in studentischer Eigenregie die Filme „Nor & Eski” 
(Alt & Neu) und „Let’s Talk, I’m Your Neighbor“ sowie die Pu­
blikation „Armenian Voices of Istanbul“.

Erfolgreiche Ausstellung
Uns war zudem wichtig, die deutschen Erfahrungen bei der 
Geschichtsaufarbeitung zu nutzen und kreativ weiterzuent­
wickeln. Auf dem Programm einer Studienreise nach Berlin 
standen daher verschiedene Erinnerungsorte sowie der 
Besuch des politischen Archivs des Auswärtigen Amtes, wo 
die Originaldokumente zum Völkermord an den Armenier:in­
nen lagern. Dort wird auch die deutsche Mitschuld an dem 
Genozid plastisch. 

Zur zweiten Phase gehörte zudem eine Wanderausstellung, 
die aus Dokumentationen und Zeitzeug:inneninterviews 
zusammengestellt wurde. Sie wurde an sieben Orten in Ar­
menien und der Türkei einer breiten Öffentlichkeit vorge­
stellt und war ein großer Publikumserfolg. Um die Diaspora 
in den Dialog einzubeziehen, wurde die Ausstellung auch in 
Ländern mit größeren türkischen und armenischen Commu­
nities gezeigt. So in Tiflis und Batumi in Georgien, im 
zypriotischen Nikosia sowie in Berlin und Paris.

Das Projekt hatte sich in der dritten Phase vom Zuhören ler­
nen zu Miteinander sprechen weiterentwickelt. Dazu wurde 
auf den Ansatz „Geschichte an authentischen Orten“ aus den Fo
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MATTHIAS KLINGENBERG

Wie kann an den Völkermord an den Armenier:innen 
1915 im Osmanischen Reich erinnert werden? Dieser 
Frage ging ein Dialogprojekt mit jungen Menschen 
aus der Türkei und Armenien nach. Ein Beispiel für 
den mühsamen Weg zur Verständigung. 

Bildung für Frieden 
als Langzeitinvestition

Gedenken an Genozid: Kranzniederlegung anlässlich des 100. Jahrestages des Völkermords an den Armenier:innen in Eriwan 2015
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70er-Jahren zurückgegriffen, der 
auf den Schweden Sven Lindqvist 
mit seiner Prämisse „Grabe, wo du 
stehst“ zurückgeht. Die Idee ist, die 
Geschichte eines begrenzten Rau­
mes – eines Stadtteils, einer Straße 
oder eines Lebensortes – zu analysieren und (nach-)erleb­
bar zu machen. In Deutschland entstanden so zahlreiche 
Geschichtswerkstätten, die versuchten, die lokale Vergangen­
heit – zumeist die Zeit des Nationalsozialismus – im urba­
nen Raum aufzuarbeiten. Lindqvists Ansatz nutzten wir an 
zwei geschichtsträchtigen Orten: der Stadt Mush in der Tür­
kei, Ausgangspunkt der Vertreibung der Armenier, und der 
Stadt Gyumri im heutigen Armenien, der neuen Heimat die­
ser Vertriebenen. 

Der Einfluss des Karabachkonflikts
Der Konflikt zwischen Armenien und der Türkei bezieht 
sich im Prinzip auf zwei historische Hauptereignisse mit 
vielen Nebenschauplätzen: auf den Völkermord an den Ar­
meniern um das Jahr 1915 und die Karabachkonflikte zwi­
schen Armenien und Aserbaidschan. Bemerkenswert ist da­
bei, dass sich die beiden Turkrepubliken Aserbaidschan und 
Türkei als historisch eng verbundene Bruderstaaten verste­
hen und gegenseitig unterstützen, nicht nur, aber auch ge­
gen Armenien.

Wir hatten uns im Projekt stets geweigert, den armenisch-
aserbaidschanischen Karabachkonflikt mitzubearbeiten, 
und stattdessen erklärt, dass es uns nur um die Aufarbeitung 
des Völkermordes und die postgenozidäre Aussöhnung 
zwischen Türken und Armeniern geht. Dies war allerdings 
schwer durchzuhalten, denn immer wieder beeinflussten die 
kriegerischen Auseinandersetzungen an der aserbaidscha­
nisch-armenischen Demarkationslinie unser Projekt.

Auch die sich verschlechternde politische Lage in der Türkei 
machte uns zu schaffen: Hatte die Regierung unter Recip 
Tayyip Erdoğan anfänglich noch die Aussöhnung mit allen 
Nachbarstaaten, darunter Armenien, angekündigt, so war 
dieselbe Regierung sechs Jahre später aktiv im Karabach­
krieg mit Militärtechnik und syrischen Söldnern sowie an 
der Propagandafront zugunsten Aserbaidschans involviert.

Als Aserbaidschan 2020 den Krieg für sich entscheiden konn­
te und Territorien zurückgewann, die im ersten Karabachkrieg 
(1992–94) von Armenien besetzt worden waren, gerieten 
auch die Teilnehmer:innen unseres Projekts unter Druck: 
Ihnen wurde vorgeworfen, ihr Land verraten zu haben, da sie 
für den Versuch einer Aussöhnung mit der Türkei bzw. Ar­
menien geworben hatten. Viele wurden im Internet oder auf 
offener Straße angegriffen, einige erhielten sogar Morddro­
hungen.

Zweifel kommen auf
Einige kamen nun auch selbst ins 
Zweifeln. Hatten sie mit dem Enga­
gement für dieses Projekt auf der 
richtigen Seite gestanden? Hatten 
sie sich nicht mitschuldig gemacht, 

weil sie den Feind verharmlost oder Krieg als Lösungsoption 
(türkische Teilnehmer:innen) verneint hatten? Hatten wir 
uns nicht vom Auswärtigen Amt für eine kurzsichtige Politik 
der Annäherung instrumentalisieren lassen? Dieser Vorwurf 
wog schwer aufgrund der deutschen Verwicklung in den 
Völkermord 1915, der Passivität der Bundesregierung im Kara­
bachkrieg 2020 und der zahnlosen deutschen Türkeipolitik.

Aber hatten wir wirklich geglaubt, mit unserem Projekt den 
konkreten Verlauf der politischen Ereignisse verändern zu 
können? War nun also das Projekt gescheitert, weil sich auf 
zwischenstaatlicher Ebene nicht Annäherung, sondern 
Krieg ereignete?

An dieser Stelle wären die Gegenargumente aufzuzählen: 
dass wir mit zivilgesellschaftlichen Akteuren und nicht mit 
staatlichen gearbeitet hatten; dass auch mit dem Ausgang 
des Krieges keine tragfähige Lösung für die Region gefunden 
werden konnte; dass also Annäherung und Versöhnung 
mehr denn je wichtig sind. 

Diese Argumente wären sicherlich richtig und einsichtig. 
Was die berechtigten Fragen aber wirklich befriedigend be­
antworten konnte und die gemachten Vorwürfe weitestge­
hend entkräftete, sind diejenigen Anrufe, Posts, E-Mails und 
Gespräche, die nach dem Ende des Krieges und bis jetzt bei 
mir eingehen. Nachrichten von ehemaligen Teilnehmer:in­
nen, die mittlerweile das Ringen um eine stabile Friedens­
ordnung in ihrer Herkunftsregion zum beruflichen Schwer­
punkt gemacht haben, die in die Politik gegangen sind und 
im Parlament sitzen, die im Ausland Regionalwissenschaf­
ten studieren, die sich in NGOs für Demokratie und Men­
schenrechte engagieren, die Bücher über Zeitzeug:innenar­
beit in ihrer Muttersprache veröffentlichen und, nicht zu 
vergessen, die, die glücklich in einer ethnisch-gemischten 
Beziehung aus ehemaligen Projektteilnehmer:innen leben.

Mir wurde klar, dass der Wandel trotz allem stattgefunden 
hatte, nur fand er noch nicht im staatlichen Handeln, son­
dern im Biografischen statt. So wie wir versucht hatten, 
über die biografische Methode Sozialgeschichte zu vermit­
teln und Empathie zu erzeugen, so hatten wir nun selbst 
Biografien nachhaltig verändert.

Deshalb: Bildung für Frieden ist eine Langzeitinvestition in 
unser aller Zukunft. Oder, um es mit der Berliner Band Ein­
stürzende Neubauten zu sagen: „Du scheiterst heute, schei­
terst morgen / Scheiterst immer besser / Und irgendwann 
scheiterst du nicht“.
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Der Wandel hatte trotz allem 
stattgefunden, nur noch nicht im 
staatlichen Handeln, sondern im 

Biografischen.

MATTHIAS KLINGENBERG war für verschiedene deutsche Organisationen der Entwicklungszusammenarbeit und Auswärtigen 
Kultur- und Bildungspolitik im In- und Ausland tätig, darunter in Kasachstan, Usbekistan, Georgien und Papua-Neuguinea.  
Er hat sich auf Projekte der Erwachsenenbildung, Zeitzeug:innenarbeit und Geschichtsaufarbeitung spezialisiert. Seit Anfang 
2020 leitet er das Amt für Weiterbildung und Kultur in Berlin-Neukölln.Fo
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Das Klima retten,  
um Frieden zu 

schaffen

ETIENNE DENK

Der Klimawandel wirkt als Bedrohungsmultiplikator: 
Dürren und Wassermangel verschärfen Konflikte, 
betroffen davon sind vor allem die Länder des 
Globalen Südens. Um die Emissionen zu senken,  
ist daher mehr Kooperation statt nationaler Allein­
gänge notwendig.
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D as Jahr 2015 war ein wichtiges für die Klimapolitik. 
Damals wurde nicht nur von fast allen Staaten der 
Welt das Pariser Klimaabkommen verabschiedet, 
sondern auch das „Sendai Framework for Disaster 

Risk Reduction“ unterzeichnet. Letzteres ist das zentrale 
Regelwerk zur Katastrophenhilfe auf internationaler Ebene 
und deswegen auch aus Klimaperspektive relevant. Darin 
wird unter anderem das Ziel formuliert, bis 2030 die durch 
Katastrophen hervorgerufenen Risiken zu verringern, die 
Entstehung neuer Risiken zu vermeiden und die Wider­
standsfähigkeit von Bevölkerung und Institutionen gegen­
über Katastrophen zu erhöhen.

Neben dem Pariser Übereinkommen und dessen harten, 
aber abstrakten Zahlen – beispielsweise den Temperatur­
anstieg auf 1,5 °C über dem vorindustriellen Niveau zu be­
grenzen – ist das Sendai Framework ein guter Maßstab für 
internationale Politik. Das Abkommen ist konkreter, denn 
es legt fest, dass die Katastrophensterblichkeit verringert 
werden soll, und stellt so die Gefahren für Menschenleben 
stärker in den Vordergrund.

Sehenden Auges in die Katastrophe
Andererseits erscheint eine solche Zielsetzung angesichts 
eines drohenden Klimakollaps hilflos und verspätet. Bereits 
1990 wurde der erste Bericht des Zwischenstaatlichen Aus­
schusses für Klimaänderungen (IPCC) mit Prognosen, wie 
Wetterextreme zunehmen werden, veröffentlicht. 2017 wurde 
in der Tschadsee-Resolution die Klimakrise als ein Treiber 
für gewaltsame Konflikte benannt. Zwei Jahre später be­
zeichnete das Auswärtige Amt die Klimakrise als „eine der 
zentralen Sicherheitsbedrohungen des 21. Jahrhunderts“. 
Und im Februar 2021 warnte schließlich der britische Pre­
mierminister Boris Johnson im UN-Sicherheitsrat: „Die Frage 

ist nicht ob, sondern wann sich Ihre Länder und Ihre Völker 
diesen Sicherheitsfolgen des Klimawandels werden stellen 
müssen.“

Es ist offensichtlich, dass sich die Politik eigentlich darüber 
im Klaren ist, dass die Klimakrise mit ihren Folgen weltweit 
dramatische Auswirkungen auf die Lebensbedingungen der 
Menschen haben wird. Doch so wie die nationalen Ebenen 
es versäumen, Maßnahmen zu treffen, um ihre Emissionen 
schnellstmöglich auf annähernd Null zu senken, so ver­
säumt es die internationale Politik in ihren Abkommen und 
Verträgen, die prognostizierten Entwicklungen zu berück­
sichtigen.

Laut dem 2014/2015 veröffentlichten fünften IPCC-Sach­
standsbericht lässt sich die Klimakrise am besten als „Be­
drohungsmultiplikator“ verstehen. Sie schaffe zwar auch 
neue Probleme, aber vor allem verstärke sie existierende 
Ungerechtigkeiten, Gefahren und Risiken. Das bedeutet bei­
spielsweise, dass Ernährungssicherheit ab- und die Wasser­
knappheit zunehmen werden.

Prognostiziert werden Ernteeinbußen bei den globalen Grund­
nahrungsmitteln Weizen, Mais und Reis. Weltweit sind 800 
Millionen Menschen abhängig vom Fischfang, auch dieser 
ist neben der Überfischung durch die Klimakrise und den 
Verlust von Biodiversität in den Ozeanen existenziell be­
droht. 2014 lebten etwa 150 Millionen Menschen in Städten 
mit dauerhafter Wasserknappheit. Bis 2050 könnte die Hälfte 
der Weltbevölkerung davon betroffen sein. Was bei alledem 
wichtig ist: Die Menschen sind entsprechend der schon 
bestehenden Macht- und Einkommensasymmetrien unter­
schiedlich hart getroffen.

Balance zwischen Mensch und Natur: Im Umweltbildungszentrum Nadeet in der Wüste Namib in Namibia wird ein nachhaltiger Lebensstil vermittelt.Fo
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Alle genannten Klimafolgen wären 
für sich genommen bereits schlimm 
genug, doch leiden unter ihrer un­
gleichen Verteilung gerade diejeni­
gen am meisten, die am wenigsten zu 
ihrer Entstehung beigetragen haben. 
Hinzukommen die bereits erwähnten politischen und sozia­
len Risiken, die betroffene Regionen nach Extremwetter­
ereignissen jahrelang destabilisieren oder kollabieren lassen 
können. Eine Dürre ist eben nicht nur eine Dürre. Wenn die 
Klimakrise als „Bedrohungsmultiplikator“ erst genommen 
wird, bedeutet das, auch anzuerkennen, dass Ereignisse im­
mer in einen bestimmten gesellschaftlichen Kontext fallen 
und neben humanitären auch friedens- und sicherheitspoli­
tische Folgen haben können.

Das Beispiel Syrien
Sicherheitsprobleme, sprich Kriege oder Naturkatastrophen, 
haben nie nur eine Ursache. Sie sind multifaktoriell. Ein 
Faktor, der an Bedeutung zunimmt, ist die Erdüberhitzung. 
Wissenschaftlich ist noch nicht geklärt, ob es einen gene­
rellen statistisch signifikanten Zusammenhang von Klima­
veränderung und Gewalt gibt, doch lassen sich zahlreiche 
Beispiele finden, die dies nahelegen.

Das bekannteste Beispiel dafür dürfte der Krieg in Syrien 
sein. Mehrere Studien zeigen einen Einfluss der Dürre 2006 
auf das Eskalieren der Gewalt in der Region auf. Die damali­
ge Hungersnot führte zu einer Landflucht. Durch die starke 
Binnenmigration und die vielen Neuankömmlinge in den 
Städten wurden gesellschaftliche Spaltungen vertieft und 
befeuert, nicht zuletzt durch Verteilungskonflikte um Nah­
rungsmittel und Wasser. Das bereitete 2011 teilweise den 
Nährboden für den Krieg. Syrien steht dafür, welche Folgen 
Dürren, die infolge der Klimakrise zunehmen werden, für 
den Frieden haben können.

Ein anderes Beispiel für gesellschaftliche Spannungen ist 
Marokko. Dort gab es 2007/2008 bzw. 2011/2012 sogenannte 
Brotproteste. Vorausgegangen war diesen eine Änderung 
der Agrarpolitik in den 1980er-Jahren. Durch Vorgaben des 
Internationalen Währungsfonds wurde das Land zum Im­
porteur von Grundnahrungsmitteln, während Obst und Ge­
müse exportiert wurden. Marokko wurde damit abhängig 
von den globalen Lebensmittelpreisen.

Als unter anderem aufgrund von Extremwetterereignissen 
die Einfuhrpreise für Grundnahrungsmittel erheblich an­
stiegen und die Ernten der einheimischen Landwirtschaft 
wegen Wasserknappheit geringer ausfielen, gingen die Men­
schen auf die Straße. Zwar reagierte die Regierung mit hohen 
Subventionen, um den Preisanstieg abzufedern, das Problem 
der hohen Lebensmittelpreise destabilisiert das Land aber 
bis heute.

Der Kampf ums Wasser
In Thailand fiel der Monsun 2011 sehr 
heftig aus, die Folge waren schwere 
Überschwemmungen. Die Regierung 
verschärfte durch ihre Hilfsprogram­
me bestehende soziale Konflikte, da 

diese Ungleichheiten reproduzierten. Darauf folgten Protes­
te, die bis zum Militärputsch 2014 andauerten.

Das sind Beispiele, wie Klimakatastrophen entweder über 
Jahre hinweg zu den Bedingungen für Gewalt entscheidend 
beitragen oder als letzter Tropfen das Fass zum Überlaufen 
bringen. Aber auch Maßnahmen zur Klimaanpassung oder 
zur Emissionsminderung können konfliktträchtig sein. So 
können Infrastrukturprojekte erhebliche Auswirkungen auf 
die Umwelt haben und internationale Spannungen ver­
schärfen.

Ein Beispiel dafür ist die Grand-Ethiopian-Renaissance-Tal­
sperre, mit der Äthiopien die Wasserkraft als erneuerbare 
Energiequelle erschließen möchte. Doch verringert sich vor 
allem durch das Befüllen des Stausees auf absehbare Zeit 
die verfügbare Wassermenge des Blauen Nils für den Sudan 
und für Ägypten, weswegen es vor allem in Dürreperioden 
enger Absprachen zwischen den Anrainerstaaten bedarf. 
Der Konflikt drohte 2020 zu eskalieren, als Äthiopien an­
kündigte, das Nilwasser anzustauen und den Damm notfalls 
militärisch zu verteidigen. Erst Vermittlungen der Afrikani­
schen Union konnten die drei Staaten zu einer gemeinsamen 
Übereinkunft bewegen und so die Lage vorerst beruhigen.

Ein ähnliches Beispiel findet sich in Südostasien: Im oberen 
Verlauf des Mekong hat China eine große Anzahl an Stau­
dämmen zur Stromerzeugung errichtet. Immer wieder wird 
das Wasser des Flusses zurückgehalten, der durch Kambod­
scha, Laos, Thailand, Myanmar und Vietnam fließt und eine 
Lebensader für Hunderte Millionen Menschen ist. Dadurch 
wächst das Konfliktpotential. Als Nordthailand 2019 unter 
der größten Dürre seit 40 Jahren litt, machte Bangkok Peking 
dafür verantwortlich.

Die genannten Fälle stehen exemplarisch dafür, dass verän­
derte Umweltbedingungen humanitäre und friedenspoliti­
sche Fragen aufwerfen, die in der internationalen Politik 
sowie in der deutschen Klimadiplomatie berücksichtigt wer­
den müssten. Denn es gibt nicht nur physikalische Kipp­
punkte, die Naturprozesse unaufhaltsam machen, sondern 
auch mit diesen verbundene gesellschaftliche Krisen, die 
Regionen langfristig destabilisieren können.

Und last, but not least: Ambitionierte Emissionsminderung 
ist das beste Werkzeug, um Frieden und Sicherheit zu erhal­
ten. Dies kann aber nur funktionieren, wenn die zugehörigen 
Maßnahmen rücksichtsvoll eingesetzt und soziale, demo­
grafische, ethnische und andere Be­
dingungen respektiert werden.

ETIENNE DENK studiert in München Philosophie und ist aktiv in der Bewegung Fridays for Future. Für FFF arbeite er an inhalt-
lichen Positionen und vertritt diese auch in Gesprächen mit Vertreter:innen der Politik und Wirtschaft. Fo
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Ambitionierte Emissions
minderung ist das beste 

Werkzeug, um Frieden und 
Sicherheit zu erhalten. 
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WOLFGANG LEMB

Gute Arbeit und nachhaltiges Wirtschaften sind 
Voraussetzungen für eine friedliche Welt. Deswegen 
sind Menschenrechte und Umweltschutz nicht ver­
handelbar. Doch sind sie am langen Ende der Liefer­
kette nach wie vor abhängig von den wirtschaft­
lichen Interessen global agierender Konzerne. 
Darum braucht es in Deutschland endlich das 
Lieferkettengesetz.

Am längeren Ende  
der Lieferkette

D ie Welt, in der wir leben, ist kein friedlicher Handels­
platz, dessen zentrale Funktion darin besteht, in 
internationaler Arbeitsteilung die Bedürfnisse aller 
Menschen sozial ausgewogen und fair zu befriedigen. 

Deutsche Industriebetriebe haben jedoch ein berechtigtes 
Interesse an einer sicheren Versorgung mit Rohstoffen wie 
z. B. Eisenerz und Bauxit. Das Internet der Dinge und vor allem 
die E-Mobilität werden auch die Nachfrage nach Lithium, 
Kupfer, Kobalt und weiteren metallischen Rohstoffen weiter 
erhöhen.

Beispiel Batterieproduktion: Hauptabnehmer dieser für die 
Elektromobilität unverzichtbaren Technologie ist die Auto­
mobilindustrie. An der Herstellung von Batterien sind eine 
ganze Reihe von Industrien in verschiedenen Ländern be­
teiligt: Bergbau, Chemieindustrie, Elektroindustrie, bis hin 
zum Recyclingprozess.

Die IG Metall erwartet gerade jetzt von den deutschen In­
dustrieunternehmen und von der Politik, dass sie bei allen 
Maßnahmen zur Rohstoffsicherung bestehende menschen­
rechtliche, arbeitsrechtliche und ökologische Standards an­

erkennen, einhalten und von ihren Lieferanten verpflichtend 
einfordern. Dazu kann das geplante Lieferkettengesetz ent­
scheidend beitragen, wenn es in seinen Strukturen nicht wei­
ter verwässert und nur auf den unmittelbaren Zulieferer sowie 
auf in Deutschland ansässige Unternehmen begrenzt wird.

Zukunftsfähige Rohstoffpolitik
Eine zukunftsfähige Rohstoffpolitik muss darüber hinaus 
den Herausforderungen unserer Zeit, wie Klimawandel, 
Übernutzung der Ressourcen, Zerstörung der Artenvielfalt 
und Ausbeutung der Meere, gerecht werden. Technologi­
sche Entwicklungen, wie der Ausbau erneuerbarer Energien 
und der Elektromobilität sowie die Digitalisierung, müssen 
diesem Ziel dienen. Sie müssen die Lasten für Mensch und 
Umwelt verringern – sowohl hier in Deutschland als auch 
in den rohstoffreichen Regionen des Globalen Südens.

Ein Großteil der in Deutschland verwendeten Rohstoffe 
kommt aus Entwicklungs- und Schwellenländern. Erfah­
rungen von Partnerorganisationen in der Entwicklungszu­
sammenarbeit und von Gewerkschaften in vielen Ländern 
zeigen, dass die Einhaltung menschenrechtlicher Standards Fo
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Nicht aus der Verantwortung lassen: Damit die Länder des Globalen Südens auch vom weltweiten Handel profitieren, braucht es klare und 
durchsetzbare Regeln.
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bislang keineswegs überall gewährleistet ist. Selbst Kinder­
arbeit gehört zur traurigen Realität von ausbeuterischen Ar­
beitsbedingungen in den Minen der DR Kongo.

Die Zerstörung von Urwäldern und anderen sensiblen Öko­
systemen, die Verseuchung von Flüssen, Grundwasser und 
Meeren sowie Luft- und Bodenverschmutzung sind immer 
noch häufige Folgeschäden des Rohstoffabbaus. Oftmals wer­
den indigene und andere lokale Gemeinschaften im Umfeld 
der Abbaugebiete, mitunter gewaltsam, zwangsumgesiedelt 
und verlieren ihr Land. Dadurch werden ihnen nicht nur die 
Lebensgrundlagen entzogen und ihre Menschenrechte auf 
Nahrung, Wasser, Gesundheit und Wohnen verletzt, son­
dern häufig auch ihre gesamte indigene Identität gefährdet.

Nicht nur in Südafrika, China und Chile kommt es überdies 
immer wieder zu massiven Verletzungen von Arbeitsrech­
ten in den Minen und Abbaugebieten. Gravierende Arbeits­
unfälle in den Förderregionen mit Verletzten und Toten 
sind zu beklagen. Gewerkschafter:innen und Vertreter:innen 
von Menschenrechtsorganisationen, die sich gegen solches 
Unrecht wehren, werden häufig selbst Opfer von Gewalt, 
Repression und Kriminalisierung. Nicht zuletzt tragen Roh­
stoffabbau und die energieintensive Verarbeitung von Roh­
stoffen in großem Umfang zum Klimawandel bei.

Viele Rohstoffkonzerne weigern sich, ihre Zahlungsströme 
offenzulegen. Dies beflügelt Korruption und Missmanage­
ment in den Abbauländern. Häufig verlagern Rohstoffkon­
zerne ihre Gewinne in Steueroasen und tragen somit zur 
Armut der öffentlichen Haushalte in Entwicklungsländern 
bei. Dies wiederum erschwert den Aufbau von nachhaltigen 
Sozial- und Bildungssystemen, die zur Gewährleistung so­
zialer Rechte unabdingbar sind.

Die Verantwortung deutscher Unternehmen
Deutsche Unternehmen sind zwar weniger am Rohstoffab­
bau im Ausland direkt beteiligt, auf den Import von Rohstoffen 
sind sie jedoch stark angewiesen. Damit tragen sie eine 

Mitverantwortung für die Einhaltung von Menschen- und 
Arbeitsrechten sowie Umweltstandards entlang der Wert­
schöpfungskette. Dies gilt auch und vor allem für ihre grenz­
überschreitenden Aktivitäten und Geschäftsbeziehungen.

Einige Unternehmen – auch im Organisationsbereich der 
IG Metall – haben bereits Schritte unternommen, um ihrer 
Verantwortung nachzukommen. Sie haben globale Rah­
menvereinbarungen abgeschlossen, die einen wichtigen 
Beitrag für menschenwürdige Arbeitsbedingungen an allen 
Standorten und bei ihren Zulieferern leisten.

Die Erfahrung zeigt aber, dass freiwillige Selbstverpflich­
tungen allein nicht ausreichen. Es bedarf verbindlicher 
Sorgfaltspflichten, die von allen angemessen umgesetzt 
werden. Eine gesetzliche Regelung menschenrechtlicher 
und umweltbezogener Sorgfaltspflichten würde zu Rechts­
sicherheit und gleichen Wettbewerbsbedingungen („level 
playing field“) beitragen. Sie würde sicherstellen, dass für 
alle der gleiche Standard gilt und kein Unternehmen sich 
ohne Konsequenzen seiner Verantwortung entziehen oder 
Gewinne auf Kosten von Mensch und Natur machen darf. 
Deshalb begrüßen wir es, wenn mit einem Sorgfaltspflich­
ten-Gesetz in Deutschland letztlich auch der Weg für eine 
anspruchsvolle europäische Regelung geebnet wird.

Das berechtigte Anliegen der Rohstoffversorgung darf nicht 
um jeden Preis und zulasten von Mensch und Umwelt in 
den Abbauländern verfolgt werden. Wir erwarten daher von 
der Bundesregierung und der deutschen Industrie, dass sie 
folgende Prinzipien als Leitplanken ihrer Rohstoffpolitik 
anerkennen und diese in konkrete Maßnahmen umsetzen:

1 | Mehr Transparenz in der Wertschöpfungskette ist 
eine erste wesentliche Voraussetzung, die Herkunft 

von Rohstoffen rückverfolgen und den Schutz von Umwelt 
und Menschenrechten überprüfen und sicherstellen zu 
können. Unternehmen sollten EU-weit nach dem Vorbild 
der EU-Verordnung zu Konfliktmineralien verpflichtet wer­ Fo
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den, Transparenz in den Lieferketten für alle metallischen 
Rohstoffe herzustellen. Nach Möglichkeit sollten Unterneh­
men risikobehaftete Rohstoffe direkt von den Bergbau­
unternehmen beziehen, um den Einfluss auf die Abbau­
bedingungen zu erhöhen.

2 | Die Bundesregierung ratifiziert die ILO-Konvention 
169 zum Schutz der Rechte indigener Völker und ver­

pflichtet Unternehmen gesetzlich dazu, diese Vereinbarung 
einzuhalten. Bevor Rohstoffprojekte in Angriff genommen 
werden, muss somit die Partizipation der jeweiligen lokalen 
Bevölkerung gewährleistet werden. Ergebnisoffene Dialog­
prozesse müssen in den Abbaugebieten institutionalisiert 
werden, um gravierende Konflikte zwischen der Bevölke­
rung, den Unternehmen und dem Staat zu verhindern.

3 | Vor dem Hintergrund, dass viele deutsche Unterneh­
men ihren menschenrechtlichen Sorgfaltspflichten 

nicht freiwillig nachkommen, hat die Bundesregierung ein 
Gesetz zur menschenrechtlichen Sorgfalt in Wertschöp­
fungsketten („Lieferkettengesetz“) auf den Weg gebracht. 
Unternehmen werden dadurch verpflichtet, sich in einer 
Grundsatzerklärung zur Achtung der Menschenrechte zu 
verpflichten, menschenrechtliche Risiko- und Folgen­
abschätzungen durchzuführen, Vorbeuge- und Abhilfemaß­
nahmen zu ergreifen, transparent über Risiken und Maß­
nahmen zu berichten und Beschwerdemechanismen 
einzurichten. Bei Verstößen sollten Unternehmen mit einem 
Bußgeld belegt und von öffentlicher Förderung ausge­
schlossen werden. Wenn sie über Tochterunternehmen 
oder Geschäftspartner im Ausland zu vorhersehbaren und 
vermeidbaren Menschenrechtsverletzungen beitragen, soll­
ten sie auch in Deutschland zivilrechtlich dafür haftbar ge­
macht werden.

4 | Auf EU-Ebene setzt sich die Bundesregierung gemäß 
Koalitionsvertrag für eine Regulierung ein, die alle 

EU-Mitgliedstaaten zur gesetzlichen Verankerung men­
schenrechtlicher und umweltbezogener Sorgfaltspflichten 
verpflichtet. Auf die nationale Ebene beschränkte Initiati­
ven sind keine ausreichende Antwort auf die Herausforde­
rung globaler Wertschöpfungsketten. Das ist aber kein Ar­
gument gegen eine nationale Regelung. Ebenso unterstützt 
die Bundesregierung auf Ebene der Vereinten Nationen ak­
tiv die laufenden Verhandlungen über ein UN-Abkommen zu 
Wirtschaft und Menschenrechten. Damit leistet sie einen 
Beitrag, für alle Unternehmen weltweit ein level playing field 
zu schaffen. Unternehmen, die Menschen- und Arbeits­
rechte sowie Umweltstandards missachten, dürfen dadurch 
keinen Kosten- und Wettbewerbsvorteil erlangen.

5 | Die Rechte von Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh­
mern und ihrer Organisationen, wie sie in den ILO-

Konventionen festgelegt sind, müssen auch in Rohstoffpro­
jekten eingehalten sowie die Gründung und Arbeit von 
freien Gewerkschaften garantiert und gefördert werden. Die 

Rohstoffkonzerne werden aufgefordert, die bestmögliche 
Technik zum Arbeits- und Gesundheitsschutz der Beschäf­
tigten auch in den Entwicklungs- und Schwellenländern 
anzuwenden.

6 | Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, dass bereits 
vor Beginn von Verhandlungen zu Handels- und In­

vestitionsschutzabkommen menschenrechtliche und öko­
logische Folgeabschätzungen durchgeführt und ihre Emp­
fehlungen in den Verhandlungsmandaten berücksichtigt 
werden. Außerdem müssen in den Abkommen verbindliche 
Menschenrechts-, Arbeitsrechts-, Klima- und Umweltschutz­
klauseln verankert werden. Rohstoffreiche Staaten müssen 
zudem weiter das Recht haben, durch Exportzölle wichtige 
Einnahmen zu generieren, Exportmengen zu regulieren 
sowie die Umwelt-, Sozial- und Menschenrechtsauflagen 
gegenüber Bergbauunternehmen zu verbessern. Investor-
State-Dispute-Settlement (ISDS)-Klauseln werden aus den 
Handels- und Investitionsabkommen ersatzlos gestrichen, da­
mit Unternehmen nicht gegen ökologische, soziale und men­
schenrechtliche Auflagen der Regierungen klagen können.

7 | Die Grenzen des Wachstums müssen in der deut­
schen und EU-Rohstoffpolitik stärker berücksichtigt 

werden. Rohstoffe sind nicht nur rein physisch begrenzt. 
Auch die Notwendigkeit zum Schutz von Klima, Umwelt, 
Menschen- und Arbeitsrechten begrenzt den Zugang zu 
Rohstoffen. Ein fundamentaler Politikwechsel hin zu einer 
zukunftsfähigen Rohstoffpolitik muss daher in sehr viel 
stärkerem Umfang als bisher auf eine Senkung des Roh­
stoffverbrauchs von derzeit 16 Tonnen pro Kopf auf ein ver­
trägliches Maß (ca. vier Tonnen pro Kopf) abzielen.

Auf diesen gemeinsamen Nenner kommt eine Initiative der 
IG Metall mit den beiden großen kirchlichen Hilfs- und Ent­
wicklungsorganisationen, Brot für die Welt und Misereor. 
Diese Kernpunkte sind auch Grundlage einer gemeinsamen 
Erklärung von mehr als 50 Konzern-, Gesamtbetriebsrats- 
und Betriebsratsvorsitzenden aus unseren Branchen vom 
September vergangenen Jahres, in der diese sich für eine 
gesetzliche Regelung menschenrechtlicher und umweltbe­
zogener Sorgfaltspflichten entlang der Lieferketten einsetzen.

Die Coronakrise hat uns einmal mehr vor Augen geführt, 
wie anfällig die globalen Lieferketten für externe Schocks 
sind. Die Folgen für die Beschäftigten in diesen Lieferketten 
sind dramatisch. In zahlreichen Ländern des Globalen Süden 
verfügen sie über keine soziale Absicherung. Viele Unter­
nehmen sind derzeit damit beschäftigt, ihre Lieferketten re­
silienter zu gestalten. Und von Regierungen im Norden 
werden Programme aufgelegt, um dies zu unterstützen. Die­
se Programme können aber erst erfolgreich sein, wenn an 
beiden Enden der Lieferkette die Unternehmen auf positive 
Bedingungen von Arbeit und Umwelt verpflichtet werden. 
Dafür steht auch die internationale 
Gewerkschaftsbewegung.

WOLFGANG LEMB ist geschäftsführendes Vorstandsmitglied der IG Metall und zuständig für transnationale Gewerkschaftspo-
litik, Industrie-, Energie- und Strukturpolitik und für die Perspektive Ost. Zuvor war der gelernte Universalfräser in Thüringen 
als Gewerkschafter aktiv.Fo
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FRANZISKA KEICH

Eine gerechte Welt ist eine friedliche Welt. Dafür ist 
es notwendig, dass in den globalen Wertschöpfungs­
ketten westlicher Unternehmen die Rechte von 
Beschäftigen eingehalten werden und die Umwelt 
geschützt wird. Um dies durchzusetzen, wird in 
Deutschland darauf gedrängt, endlich das Liefer­
kettengesetz zu beschließen.

D as deutsche Lieferkettengesetz wird kommen. Der 
Bundestag hat sich bereits mit dem Entwurf befasst. 
Das ist eine Art (Wirtschafts-)Wunder, nachdem 
NGOs, Aktivist:innen, Bürger:innen, Unternehmen 

und Verbände wie der Bundesverband Nachhaltige Wirt­
schaft e. V. (BNW) sich jahrelang für Fairness per Gesetz 
ausgesprochen haben, während andere Wirtschaftsverbän­
de mit Scheinargumenten, gerade auch aus entwicklungs­
politischer Sicht, eine Lobbyblockade inszeniert haben. 

Für die BNW-Mitgliedsunternehmen kann zukunftsfähiges 
Wirtschaften nur mit Blick auf für die gesamte Wertschöp­
fungskette als nachhaltig erachtet werden. Unternehmen 
mit internationalen Lieferketten sollten daher Sorgfalts­
pflichten für den Schutz von Arbeitnehmer:innen und 
Selbstständigen, die Teil der Wertschöpfungskette sind, 
wahrnehmen, sich an soziale Mindeststandards halten und 
für den Schutz der Umwelt sorgen.

Ohne Lieferkettengesetz haben jene Unternehmen einen 
Wettbewerbsvorteil, die sich verantwortungslos dem Out­
sourcing und der Verlagerung von Lieferkettenbeziehungen 
in Ländern mit geringen Umwelt- und Sozialstandards ver­
schrieben haben. Diese Wettbewerbsvorteile müssen in Zu­
kunft rechtswidrig sein. Zusätzliche Kosten entstehen zum 

Beispiel dadurch, dass Zertifizierer:innen eingeschaltet 
werden und persönlich vor Ort kontrolliert wird.

Nachhaltig wirtschaftende Unternehmen haben nicht nur 
einen hohen Kommunikationsaufwand im Verhältnis zu ih­
ren Lieferant:innen, sondern auch zu ihren Kund:innen, die 
bereit sein müssen, die damit verbundenen höheren Kosten 
zu tragen. Dieser Aufwand darf aber kein Wettbewerbs­
nachteil sein. Mit dem Lieferkettengesetz muss auch der 
Appell an die Wirtschaft einhergehen, Verantwortung im 
besten Sinne für alle Aspekte menschenrechtlicher und 
umweltbezogener Sorgfaltspflichten zu übernehmen.

Verbindliche Regelungen gefordert
Entgegen anderslautender Meldungen wünschen sich viele 
Unternehmen verbindliche Regelungen für den Schutz men­
schenrechtlicher und umweltbezogener Standards in der 
Lieferkette. Der BNW hat Aussagen von Unternehmer:innen 
veröffentlicht, die sich für ein starkes Lieferkettengesetz 
einsetzen. Lisa Jaspers, Gründerin von Folkdays und Initia­
torin der Petition #fairbylaw, sagt: „Als Unternehmerin er­
warte ich ein Gesetz, von dem alle Menschen entlang der 
Lieferkette profitieren, besonders diejenigen, die täglich Un­
recht und Diskriminierungen am Arbeitsplatz erfahren.“

Über Grenzen hinweg 
ethisch produzieren
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Umwelt- und Arbeitsschutz als weltweite Verpflichtung: Deutsche Unternehmen sind mit für die Bedingungen verantworlich, unter denen ihre Waren 
produziert werden.
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Im Rahmen der Kampagne fordert 
auch Jona Christians, CEO der Sono 
Motors GmbH, politische Rahmen­
bedingungen, die für mehr Trans­
parenz sorgen: „Die Verantwortung 
für eine nachhaltige Mobilität endet 
nicht beim Auto. Wir treten ein für eine Welt, in der Men­
schenrechte geachtet werden, entlang der gesamten Wert­
schöpfung. Wir unterstützen daher die Umsetzung eines 
Lieferkettengesetzes, um für mehr Transparenz entlang der 
Lieferkette zu sorgen.“ 

Auch größere Unternehmen wie Tchibo, Ben & Jerry‘s und 
Weleda sprechen sich in einer gemeinsamen Stellungnah­
me, das vom Business & Human Rights Resource Center 
veröffentlicht wurde, für eine Stärkung des Gesetzes aus. 

Ein positiver Unterschied für alle Beteiligten
Der zurzeit diskutierte Entwurf geht vielen Unternehmen, 
die bereits jahrelang Verantwortung für ihre Lieferkette 
übernehmen, nicht weit genug. „Wir haben aktuell Wettbe­
werbsnachteile, da wir freiwillig in Entwicklung und Her­
stellung von umweltfreundlichen Produkten investieren, 
die unter fairen Bedingungen produziert werden. Ein Liefer­
kettengesetz könnte ein Schritt sein, gleiche Wettbewerbs­
bedingungen für alle zu schaffen“, macht Antje von Dewitz, 
Geschäftsführerin vom Outdoorartikel-Hersteller VAUDE 
deutlich. Das Unternehmen aus Tettnang investiert schon 
seit Jahren freiwillig in eine nachhaltige Lieferkette. Dabei 
engagiert sich VAUDE unter anderem verstärkt für das The­
ma existenzsichernde Löhne und lässt sein Engagement 
auch durch die Fair Wear Foundation auditieren. 

Das angekündigte Gesetz würde dabei nicht mal für den 
Mittelständler gelten: „Mit rund 500 Mitarbeiter:innen würde 
der aktuelle Entwurf jedoch gar nicht für uns und die haupt­
sächlich mittelständisch geprägte Textilindustrie greifen“, 
so von Dewitz.

Kritik an den fehlenden Umweltschutzvorgaben äußert 
Enrico Rima, Geschäftsführer des Berliner Textilhändlers 
Lebenskleidung und BNW-Vorstand: „Für uns gehören Um­
weltschutz und Menschenrechte untrennbar zusammen. 
Das Lieferkettengesetz muss zu Umweltstandards ver­
pflichten, denn eine Missachtung wird zwangsläufig dazu 
führen, dass Menschen unter unzumutbaren Bedingungen 
leben und arbeiten müssen.“

Eine Frage der Haftung
Unternehmen sollten für Verstöße gegen menschenrechtli­
che Standards und die Umwelt in ihrer Lieferkette haften. 
Wer arbeitsrechtliche Mindeststandards wie den Schutz wer­
dender Mütter, das Verbot von Kinderarbeit und Zwangsar­
beit, die Unterdrückung von Gewerkschaften und anderen 

Formen der kollektiven Wahrneh­
mung der Arbeitnehmer:innen-
Interessen, ungleiches Entgelt für 
Frauen, nicht existenzsichernde 
gesetzliche Mindestlohnansprüche 
der Produktionsländer bei den Zu­

lieferern ausblendet, sollte bei Verstößen geradestehen.

Leitlinie für die Haftung ist dabei die Frage, ob das Unter­
nehmen seiner Sorgfaltspflicht nachgekommen ist. Wer 
aus Gewinninteressen möglichst billige Produkte auf den 
Markt bringt und dafür in den Produzentenländern Arbeits­
bedingungen akzeptiert, die die Gesundheit der dort Be­
schäftigten schädigt, weil beispielsweise elementare Vor­
kehrungen zum Gesundheits- und Arbeitsschutz nicht 
implementiert wurden, soll nicht nur die Öffentlichkeit 
fürchten müssen, sondern auch mittels Sanktionen zur 
Verantwortung gezogen werden.

Erhöhte Kosten sind kein Argument
Aus Sicht der Kritiker:innen des Lieferkettengesetzes ist 
dieses Vorgehen existenzbedrohend für mittelständische 
Unternehmen. Dem widerspricht Miriam Saage-Maaß, stell­
vertretende Legal Director und Leiterin des Programmbe­
reichs Wirtschaft und Menschenrechte des European Center 
for Consitutional and Human Rights (ECCHR): „Die Kosten 
werden nicht explodieren, nur weil faire Löhne gezahlt und 
Umweltschäden überwacht werden. Arbeitslöhne machen 
immer nur ein Bruchteil der Gesamtkosten aus. Ein viel 
größerer Kostenfaktor ist z. B. die Logistik. Es geht vielmehr 
zunächst einmal darum, sich der Risiken im Produktions­
prozess bewusst zu werden und ihnen entgegenzuwirken.“

Unterstützung für notwendige Transformation
In den vergangenen Jahren hat sich gezeigt: Viele Unter­
nehmen werden nicht freiwillig die Verantwortung für ihre 
Lieferkette übernehmen. Zwar sind Appelle, Transparenz, 
internationale Normen und Richtlinien – auch solche der 
ILO, UNO und OECD – wichtige Initiativen und Ansätze, 
doch sind sie kein Ersatz für einklagbare Rechte und die 
direkte Verantwortung für Schäden in der Lieferkette. Ein 
gesetzlicher Rahmen sollte dafür sorgen, dass international 
tätige Unternehmen sich an Menschenrechts- und Umwelt­
standards halten. Nur so wird die notwendige Transforma­
tion der Wirtschaft erreicht und der Ausbeutung von 
Mensch und Natur entgegengewirkt. 

Ein deutsches Lieferkettengesetz muss dafür sorgen, dass 
die unternehmerische Verantwortung künftig nicht mehr 
auf dem Betriebsgelände endet, sondern die ganze Wert­
schöpfungskette umfasst. Der Bundestag muss nun die 
Chance nutzen, dass Deutschland doch noch eine Vorreiter­
rolle beim Thema unternehmerische Verantwortung für die 
Lieferkette einnehmen kann.

FRANZISKA KEICH leitet die Geschäftsstelle des Bundesverbands Nachhaltige Wirtschaft e. V. In dieser Funktion entwickelt 
und koordiniert sie Projekte an der Schnittstelle von Wirtschaft, Nachhaltigkeit und Politik. Sie studierte Europäische Be-
triebswirtschaft und Europastudien.

Unternehmen sollten für 
Verstöße gegen menschenrecht-
liche Standards und die Umwelt 

in ihrer Lieferkette haften.
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Holen Sie jetzt das kostenfreie  
Bildungsangebot zu sich!

www.historyoffood.de 
 
 
Für Fragen und weitere Informationen kontaktieren Sie uns 
jederzeit gern: globaleslernen@sodi.de

Die Ausstellung können Sie demnächst an folgendem Ort 
besuchen und die begleitenden Workshops buchen:

6. August – 29. Oktober 2021  
Bibliothek am Wasserturm 
Prenzlauer Allee 227/228, 10405 Berlin

Essen ist politisch! Deshalb blickt SODI auf Menschen im Globalen Süden, die sich 
Ungerechtigkeit und Naturzerstörung in der grenzüberschreitenden Lebensmittel­
produktion widersetzen und fördert ein perspektivreiches Lernen.

SODIs entwicklungspolitisches, multimediales Bildungsprojekt Hi[story] of Food macht marginalisierte Perspektiven 
sichtbar und zeigt auf, dass die tägliche Verfügbarkeit von Lebensmitteln nicht für alle selbstverständlich ist. Mit 
unserer neuen Projektreihe „Held:innen für gerechte Landwirtschaft“ berichten wir über Aktivist:innen, die gegen 
post-koloniale Ausbeutung, Landnahme und Umweltvernichtung in der Agrarproduktion im Globalen Süden 
kämpfen – ein Widerstand, der auch historische Wurzeln hat. 

Die Hi[story] of Food Wanderausstellung mit begleitendem Workshop- und Videoangebot öffnet Schüler:innen & 
allen Interessierten einen machtkritischen Blick auf unsere heutigen Essgewohnheiten und regt zum Nachdenken 
über alternative Handlungsmöglichkeiten an.


